Anlage 1 Änderungssatzung


Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche Leistungen (Verwaltungsgebührensatzung) vom 7. Dezember 2006
Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Stuttgart hat am … auf Grund von
§ 4 der Gemeindeordnung Baden-Württemberg folgende Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche Leistungen (Verwaltungsgebührensatzung) der Stadt Stuttgart vom 7. Dezember 2006 (Stadtrecht 0/4) beschlossen:

§ 1

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche Leistungen (Verwaltungsgebührensatzung) vom 7. Dezember 2006 (Amtsblatt Stuttgart vom 14. Dezember 2006) wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird um folgenden Satz 2 ergänzt:

„Für Auslagen gelten die Vorschriften für Gebühren entsprechend, sofern nachfolgend nichts anderes geregelt ist.“

2. § 2 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„Die der Stadt entstandenen Auslagen sind in der Regel in der Verwaltungsgebühr enthalten. Als Auslagen gelten insbesondere Datenverarbeitungs- und -übermittlungskosten, Porto, Telekommunikationsentgelte, Kosten für Sachverständige, Gutachter, Zeugen, öffentliche Bekanntmachungen, Reisekosten, Aufwand für Untersuchungen und Vergütungen an Dritte für Lieferungen und Leistungen. Der Ersatz der Auslagen wird verlangt, wenn in den Fällen des § 3 keine Gebühren erhoben werden. Ferner wird Ersatz der Auslagen insoweit verlangt, als diese das übliche Maß erheblich übersteigen. “
3. § 4 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Verwaltungsgebühr entsteht bei öffentlichen Leistungen,
1. die auf Antrag erbracht werden, mit dessen Eingang bei der Stadt, 

2. die nicht antragsgebunden sind, und bei sonstigen öffentlichen Leistungen mit deren Beginn.
(2) Der Anspruch auf Erstattung der Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages.“
§ 2
Anlage 1 (Gebührenverzeichnis) zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche Leistungen vom 7. Dezember 2006 (Amtsblatt Stuttgart vom 14. Dezember 2006) wird wie folgt geändert:

1. In Nr. 1.6 letzter Satz entfällt das Komma.
2. In Nr. 5.1.7 werden die Wörter „Das gewerbsmäßige“ durch das Wort „Gewerbsmäßiges“ ersetzt.
3. In Nr. 7.4 wird die Gebühr wie folgt gefasst:
„0,25-1“
4. Nr. 18 und 19 werden wie folgt gefasst:
	„Lfd. Nr.
	Gegenstand
	Gebühren in €

	18. Amt für öffentliche Ordnung: Waffen


	18.1
	Ausstellung Waffenbesitzkarte
	

	18.1.1
	Grün mit Erwerbserlaubnis für Langwaffe 
	61

	18.1.2
	Grün mit Erwerbserlaubnis bis zweite Kurzwaffe Jäger und Schützen
	44

	18.1.3
	Grün für Jäger bei gleichzeitigem Eintrag einer oder mehrerer Langwaffen
	28

	18.1.4
	Grün Erbe je Waffenbesitzkarte
	28

	18.1.5
	Gelb Sportschütze
	61

	18.1.6
	Rot Sammler
	220

	18.1.7
	Rot Sachverständige
	94

	18.1.8
	Voreinträge Waffenbesitzkarte Grün je Waffe
	44

	18.2
	Ein- und Austräge Waffenbesitzkarte
	

	18.2.1
	Munitionserwerb je Waffe
	28

	18.2.2
	Munitionserwerbschein
	33

	18.2.3
	Ein-/Austrag je Waffe
	14

	18.2.4
	Ein-/Austrag Wechselsystem / Einstecklauf
	14

	18.2.5
	Sonstige Umschreibungen der Waffenbesitzkarte
	14-220

	18.2.6
	Eintrag Ausnahme von der Blockierpflicht für Erben je Waffe
	14

	18.3
	Europäischer Feuerwaffenpass
	

	18.3.1
	Ausstellung
	44

	18.3.2
	Ein-/Austrag je Waffe
	11

	18.3.3
	Verlängerung
	11

	18.4
	Waffenschein
	

	18.4.1
	Erteilung für Bewachungsunternehmer
	220

	18.4.2
	Verlängerung für Bewachungsunternehmer
	138

	18.4.3
	Erteilung für gefährdete Person
	110

	18.4.4
	Verlängerung für gefährdete Person
	82

	18.5
	Kleiner Waffenschein
	

	18.5.1
	Erteilung
	54

	18.6
	Erlaubnis zum Verbringen / Verbringen lassen erlaubnispflichtiger Schusswaffen oder Munition
	

	18.6.1
	aus einem Drittstaat nach Deutschland
	11

	18.6.2
	aus einem Mitgliedstaat der EU nach Deutschland (Zustimmung)
	11


	18.6.3
	aus Deutschland in einen Mitgliedstaat der EU
	11

	18.6.4
	aus Deutschland in einen Drittstaat
	11

	18.6.5
	aus Deutschland zu Waffenherstellern/-händlern in Mitgliedstaat der EU
	69

	18.6.6
	Waffe und passende Munition von Besuchern mit Europäischem Feuerwaffenpass (Einwilligung)
	11

	18.7
	Waffenhandel/-herstellung
	

	18.7.1
	Waffenherstellungserlaubnis
	120-2800

	18.7.2
	Waffenhandelserlaubnis
	120-2800

	18.7.3
	Erteilung stellv. Erlaubnis für erlaubnisbedürftiges Waffengewerbe
	120-2800

	18.7.4
	Überprüfung Waffenhandelsbücher
	45-260

	18.7.5
	Nichtgewerbsmäßiges Herstellen, Bearbeiten, Instandsetzen von Schusswaffen
	83-550

	18.7.6
	Zulassung von Ausnahmen von Handelsverboten
	27-160

	18.7.7
	Bewilligung von Fristverlängerungen zu Waffenherstellungserlaubnissen / Waffenhandelserlaubnissen
	1/5 der festgesetzten Beträge

	18.8
	Maßnahmen
	

	18.8.1
	Waffenverbot für den Einzelfall
	108

	18.8.2
	Sicherstellung, Verwahrung
	55-110

	18.8.3
	Einziehung
	55-82

	18.8.4
	Regelüberprüfung der Schießstätten
	110-550

	18.8.5
	Anlassunabhängige Überprüfungen nach dem Waffengesetz
	20-200

	18.8.6
	Sonstige Anordnungen
	25-125

	18.9
	Sonstige Erlaubnisse
	

	18.9.1
	Erlaubnis zum Schießen außerhalb von Schießstätten
	28-166

	18.9.2
	Ausnahme vom Alterserfordernis
	22

	18.9.3
	Ausnahme Führen von Waffen bei öffentlichen Veranstaltungen
	33-138

	18.9.4
	Ausnahmen zur Aufbewahrung von Waffen
	50

	18.9.5
	Erlaubnis zum Betrieb oder zur wesentlichen Änderung einer Schießstätte einschl. Abnahmeprüfung
	110-550

	18.9.6
	Ausnahmen von Erlaubnispflichten
	81

	18.9.7
	Sonstige Ausnahmen und Erlaubnisse nach dem WaffG
	20-500

	18.9.8
	Ablehnung von beantragten Erlaubnissen
	75 % der Erteilungsgebühr

	18.9.9
	Staatliche Anerkennung von Lehrgängen
	270

	18.9.10
	Zweitfertigung von Erlaubnissen nach Verlust
	Entsprechend der Erlaubnis

	19.  Standesamt


	19.1
	Beurkundung einer Erklärung über 

den Kirchenaustritt
	

	
	- für Einzelpersonen 
	25

	
	- für nicht berufstätige Personen
	15

	
	- Mindestgebühr für Schüler, Studenten, Grundwehrdienst- oder Zivildienstleistende sowie für Rentner mit niedrigem Einkommen
	10

	19.2
	Eheschließungen und Lebenspartnerschaften an Wunschorten
	30-100

	19.2.1
	Bahnhofsturm (Standesamt Stuttgart)

Hegelhaus (Standesamt Stuttgart)
Fernsehturm (Standesamt Stuttgart-Degerloch)

Altes Uhlbacher Rathaus (Standesamt Stuttgart-Obertürkheim)

Wilhelma (Standesamt Stuttgart-Bad Cannstatt)

Alte Kelter (Standesamt Stuttgart-Vaihingen)
	30

	19.2.2
	Marmorsaal im Weißenburgpark (Standesamt Stuttgart)
	40

	19.2.3
	Weißer Saal auf Schloss Solitude (Standesamt Stuttgart)
	60

	19.2.4
	Mercedes-Benz Museum (Standesamt Stuttgart-Bad Cannstatt)
	70

	19.3
	Eheschließung außerhalb der Öffnungszeiten im Standesamt
	30

	19.4
	Lebenspartnerschaften

Für Lebenspartnerschaften werden in allen übrigen Angelegenheiten die in Anlage 1 der Verordnung des Innenministeriums zur Durchführung des Personenstandsgesetzes in der jeweils aktuellen Fassung festgesetzten Gebühren für Eheschließungen in entsprechender Höhe erhoben. Die seit 1.1.2009 gültige Fassung der Anlage 1 der Verordnung zur Durchführung des Personenstandsgesetzes vom 14. Dezember 2008 ist im Gesetzblatt des Landes Baden-Württemberg, Jahrgang 2008, ab Seite 496 abgedruckt und kann im Standesamt eingesehen werden.“


5. Nr. 21 wird wie folgt geändert: 

Nr. 21.2, 21.3 und 21.8 werden gestrichen. Die Nummerierung ändert sich wie folgt:
	„21.1
	Anordnung zur Durchführung des KrW-/AbfG und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen nach § 21 KrW-/AbfG
	100-7.000

	21.2
	Verpflichtung eines Betreibers nach § 28 Abs. 1 Satz 1 KrW-/AbfG, Festsetzung eines Entgelts nach § 28 Abs. 1 Satz 2 KrW-/AbfG oder Verpflichtung nach § 28 Abs. 1 Satz 5 KrW-/AbfG
	200-2.000

	21.3
	Duldungsanordnung nach § 28 Abs. 3 KrW-/

AbfG oder Verpflichtung eines Dritten 

nach § 28 Abs. 3 KrW-/AbfG
	130-3.500

	21.4
	Anordnung zur Prüfung des Zustands und Betriebs einer Anlage nach § 40 Abs. 3 KrW-/AbfG
	50-750


	21.5
	Anordnung nach § 44 Abs. 1 KrW-/AbfG, dass die Erzeuger, Besitzer, Einsammler, Beförderer oder Entsorger von Abfällen

· Register oder Nachweise zu führen und vorzulegen oder Angaben aus den Registern mitzuteilen haben

· bestimmten Anforderungen entsprechend 
§ 7 Abs. 3 nachzukommen haben

· Nachweise und Register in elektronischer Form oder elektronisch geführt werden
	100-2.000

	21.6
	Genehmigung für Vermittlungsgeschäfte 

nach § 50 Abs. 1 KrW-/AbfG
	130-10.000

	21.7
	Erteilung von Auflagen oder Untersagung einer Tätigkeit nach § 51 Abs. 2 KrW-/AbfG
	100-1.000

	21.8
	Anerkennung eines Grundlehrgangs 

nach § 9 EfbV
	350-1.000

	21.9
	Verlängerung eines Grundlehrgangs 

nach § 9 EfbV
	245-1.000

	21.10
	Anerkennung eines Fortbildungslehrgangs 

nach § 11 EfbV
	250-1.000

	21.11
	Verlängerung eines Fortbildungslehrgangs 

nach § 11 EfbV
	175-1.000

	21.12
	Anordnung nach § 54 Abs. 2 KrW-/AbfG
	100-300

	21.13
	Erteilung einer Transportgenehmigung nach 

§ 49 KrW-/AbfG in Verbindung mit § 8 der Transportgenehmigungsverordnung (TgV)
	300-6.500

	21.14
	Änderung oder Verlängerung einer Transportgenehmigung nach § 49 KrW-/AbfG in Verbindung mit § 8 TgV
	200-6.500

	21.15
	Anerkennung eines Grundlehrgangs 

nach § 3 TgV
	300-1.000

	21.16
	Verlängerung eines Grundlehrgangs 

nach § 3 TgV
	210-1.000

	21.17
	Anerkennung eines Fortbildungslehrgangs 

nach § 6 TgV
	200-1.000

	21.18
	Verlängerung eines Fortbildungslehrgangs 

nach § 6 TgV
	140-1.000

	21.19
	Anordnungen nach § 20 Abs. 2 LAbfG 
	100-10.000

	21.20
	Öffentliche Leistungen nach §§ 23, 24 KrW-/

AbfG, Freistellungserklärungen, Widerrufe, 

Anordnungen im Rahmen der Überwachung, Kontrollen
	200-35.000

	21.21
	Sonstige Verfahren nach abfallrechtlichen Vorschriften
	10-10.000

	Anmer-kung zu Nr. 21
	Für EMAS-registrierte Unternehmen wird die Gebühr 

um 30 Prozent reduziert, höchstens jedoch um 5.000 €.“


6. Bei Nr. 23.2 bis 23.3 und 23.5 bis 23.8 werden die Beträge wie folgt ersetzt:

23.2. alt:
110


neu:
175

23.3. alt:
110


neu:
175

23.5. alt:
60


neu:
100

23.6. alt:
50-5.000

neu:
300

23.7. alt:
50-5.000

neu:
300

23.8. alt:
50-5.000

neu:
300

7. In Nr. 23.9, 27.14, 27.20, 27.28, 27.40 wird die Zahl 15 durch die Zahl 19,5 ersetzt.

8. In Nr. 24 wird nach 24.13 anstelle der Worte „Anmerkungen zu Nr. 24“ die Worte Anmerkungen zu Nr. 24.1 bis 24.13“ eingefügt; ferner werden nach den Anmerkungen nach Nr. 24.13 folgende Nr. 24.14 bis 24.20 eingefügt:

	„24.14
	Anordnungen und Untersagungen nach §§ 24, 25 BImSchG
	50-5.000

	24.15
	Prüfen der Ergebnisse von Messungen, die aufgrund einer bestandskräftigen Auflage oder Anordnung nach  dem BImSchG erfolgt sind
	100-550

	24.16
	Überwachung einer nicht genehmigungsbedürftigen oder einer genehmigungsbedürftigen Anlage, soweit diese nicht nach § 52 Abs. 4 BImSchG kostenfrei ist
	19,5 je begonnene

Viertelstunde

	24.17
	Prüfen der Ergebnisse von Messberichten nach § 12 Abs. 6 der 2. BImSchV
	60

	24.18
	Prüfen der Ergebnisse von Messberichten nach § 8 Abs. 5 der 20. BImSchV
	60

	24.19
	Prüfen der Ergebnisse von Messberichten nach § 6 Abs. 5 der 21. BImSchV
	60

	24.20
	Prüfen der Unterlagen einer Anzeige einer Hochfrequenzanlage nach § 7 Abs. 2 der 26. BImSchV
	115“


9.  Bei Nr. 25.1 bis 25.3, 25.5 und 25.10 werden die Beträge wie folgt ersetzt:

25.1 alt:
600

neu:
880 

25.2 alt:
150

neu:
220

25.3 alt:
150

neu:
220

25.5 alt:
150

neu:
220

25.10 alt:
130

neu:
192

10.  Nr. 26.32 bis 26.33 werden wie folgt gefasst:

	„Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen

	26.32.1
	Eignungsfeststellung nach § 19h Abs. 1 WHG
	50-10.000

	26.32.2
	Anordnung nach § 19i WHG
	50-500

	26.33
	Prüfung eines Prüfberichtes nach § 23 Abs. 4 VAwS
	60“


11.  Bei Nr. 27.1 bis 27.13, 27.15 bis 27.18, 27.30 bis 27.46  werden die Beträge wie folgt ersetzt:

27.1. alt:
150-250
neu:
220-340

27.2. alt:
75

neu:
120

27.3.1. alt:
90

neu:
137

27.3.2. alt:
60

neu:
100

27.4. alt:
75

neu:
120

27.5. alt:
60

neu:
100

27.6.1. alt:
300

neu: 
350
27.7.1. alt:
350

neu:
450
27.8.1. alt:
120

neu:
140

27.9.1. alt:
120

neu:
160
27.10. alt:
280

neu:
370
27.11. alt:
150

neu:
220
27.12.1. alt:
300

neu:
335

27.13. alt:
150

neu:
215
27.15. alt:
150

neu:
215
27.16. alt:
150

neu:
195

27.17. alt:
100

neu:
140

27.18. alt:
80

neu:
120

27.19. alt:
120

neu:
180

27.30. alt:
60

neu:
100

27.31. alt:
100

neu:
136
27.32. alt:
100

neu:
136

27.33. alt:
75

neu:
120

27.34. alt:
75

neu:
120

27.35. alt:
150

neu:
175

27.36. alt:
120

neu:
175

27.37. alt:
180

neu:
215

27.38. alt:
150

neu:
175

27.41. alt:
100

neu:
140
27.42. alt:
200

neu:
255

27.43. alt:
200

neu:
255
27.44. alt:
120

neu:
175 
27.45. alt:
150

neu:
215 
27.46. alt:
120

neu:
175
12.  Nr. 27.21 bis 27.29 werden wie folgt gefasst:

	„Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG)

	27.21
	Ausnahmebewilligung 
nach § 6 Abs. 1 JArbSchG
	60

zuzüglich 12

je Kind

	27.22
	Feststellung nach § 27 Abs. 1 Satz 1 JArbSchG
	100

	27.23
	Anordnung nach § 27 Abs 1 Satz 2 JArbSchG
	180

	27.24
	Verbotsanordnung nach § 27 Abs. 2 JArbSchG
	180

	27.25
	Bewilligung nach § 27 Abs. 3 JArbSchG je Jugendlicher und Arbeitsplatz
	140

	27.26
	Anordnung nach § 28 Abs. 3 JArbSchG
	200

	27.27
	Anordnung nach § 30 Abs. 2 JArbSchG
	200

	27.28
	Überwachung des Unternehmens oder Betriebs nach § 51 Abs. 1 JArbSchG, wenn die Überwachungsmaßnahme aufgrund eines wiederholten Verdachts oder einer Beschwerde oder als Stichprobe durchgeführt wurde und entweder der Verdacht oder die Beschwerde verantwortlich vom betroffenen Unternehmen veranlasst worden ist oder ein schwerwiegender Verstoß gegen dieses Gesetz festgestellt wurde. 
Die Gebühren werden nach Zeitaufwand 
berechnet und betragen
	19,5 je begonnene Viertelstunde

	Kinderarbeitschutzverordnung (KindArbSchV)

	27.29
	Feststellung nach § 3 KindArbschV
	200

	Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV)

	
	Überwachungsbedürftige Anlagen – vgl. Nr. 23“
	


13.  Nr. 27.39 wird wie folgt gefasst:

	„27.39.1
	Anordnungen nach § 23 ChemG
	250

	27.39.2
	Prüfen der Unterlagen einer Anzeige, einer Mitteilung oder eines Berichts nach diesem Gesetz oder einer darauf gestützten Rechtsverordnung
	60-230“


14.  Nach Nr. 27.46 wird Nr. 27.47 bis 27.53 wie folgt eingefügt:

	 „Chemikalien-Klimaschutzverordnung (ChemKlimaschutzV)

	27.47
	Verlängerung von Fristen nach § 3 Abs. 1 ChemKlimaschutzV 
	160


	Chemikalienrechtliche Verordnung zur Begrenzung der Emission flüchtiger organischer Verbindungen (VOC) durch Beschränkung des Inverkehrbringens lösemittelhaltiger Farben und Lacke (Lösemittelhaltige Farben- und Lack-Verordnung – ChemVOCFarbV)

	27.48
	Erlaubnis nach § 3 Abs. 3b ChemVOCFarbV
	136

	Verordnung zum Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen durch Lärm und Vibrationen (Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung – LärmVibrationsArbSchV)

	27.49
	Entscheidung nach § 14 Abs. 5 LärmVibrations-ArbSchV
	175

	27.50
	Ausnahme nach § 15 Abs. 1 LärmVibrationsArbSchV
	295

	27.51
	Zulassung nach § 15 Abs. 2 LärmVibrationsArbSchV
	175

	Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV)

	27.52
	Ausnahmen von den Anforderungen an einen Arzt nach § 7 Abs. 2 ArbMedVV
	270

	27.53
	Entscheidung über Untersuchungsergebnis über gesundheitliche Bedenken nach § 8  Abs. 2 ArbMedVV
	425„


15.  Nr. 28 wird wie folgt gefasst:







	„28.1
	Beratung und Auskunft zu vorbeugendem Brandschutz nach Zeitaufwand

je angefangene Viertelstunde 
Sofern Zeitaufwand für Beratung 15 Minuten 

nicht übersteigt

	22 
gebührenfrei

	28.2
	Wiederkehrende Prüfungen von Sonderbauten,

Brandverhütungsschau
	100-5.000 

je Objekt“


16.  In Nr. 31.1 bis 31.3 werden jeweils die Ziffern „30“ durch die Ziffern „33“ er-

 setzt.

17.  In Nr. 32 Gesundheitsamt wird nach der Überschrift eingefügt: 

	„32
	Terminabsage / Terminverschiebungen / Terminausfall, sofern nicht 32.28/32.29 einschlägig
	21“


18.  Nr. 32.1 wird wie folgt gefasst: „Gutachten zur Frage der Prüfungsfähigkeit, 
 z. B.:“

19.  In Nr. 32.17 wird das Wort „Amtsärztliche“ durch das Wort „Ärztliche“ ersetzt.
20.  Nr. 32.55 wird wie folgt gefasst: 

„Nervenärztliche Gutachten zur Schul- und Studierfähigkeit“

21.  Nach Nr. 32.3 wird eine neue Nr. 32.4. eingefügt: 
	„32.4
	Amtsärztliches Gutachten auf gesundheitliche Eignung als Heilpraktiker
	126“


Die bisherigen Nr. 32.4-32.60 werden Nr. 32.5-32.61.
22.  Nach Nr. 32.25 (neu) wird eine neue Nr. 32.26 eingefügt: 

	„32.26
	Sonstige amtsärztliche Gutachten mit und ohne Untersuchung, wenn kein spezieller Gebührentatbestand einschlägig. Grundgebühr für die erste Stunde
	84

	
	- Zuschlag für jede weitere angefangene ½ Stunde
	42“


Die bisherigen Nr. 32.26-32.61 werden Nr. 32.27-32.62
23.  Nach Nr. 32.34 (neu) wird eine neue Nr. 32.35 eingefügt:
	„32.35
	Überwachung der Einhaltung der Infektionshygiene nach §36 IfSG und §9 ÖGDG. Erstbegehung in den zu überwachenden Einrichtungen
	gebührenfrei

	
	- Zusätzliche Überwachungstermine bei hygienischen Beanstandungen. Arbeitsaufwand bis 1 Stunde
	89

	
	- Zuschlag für jede weitere angefangene ½ Stunde
	44“


Die bisherigen Nr. 32.35-32.62 werden Nr. 32.36-32.63
24.  Bei Nr. 33 werden Nr. 33.4 und 33.5 neu eingefügt:

	„33.4
	Auskunft über die sanierungsrechtliche Genehmigungsfähigkeit einer künftigen rechtsgeschäftlichen Veräußerung eines Grundstücks auf Basis eines Kaufvertragsentwurfs
	65

	33.5
	Auskunft über die sanierungsrechtliche Genehmigungsfähigkeit eines künftigen Bauantrags auf Basis einer Bauvoranfrage
	65“


Die bisherigen Nr. 33.4-33.8.6 werden Nr. 33.6-33.10.6
25.  Nr. 34.3 wird wie folgt gefasst:

	„34.3
	Genehmigung von Anlagen und Einrichtungen im Sinne von §§ 49 Abs. 1 und 52 LBO bzw. Erteilung einer Zustimmung nach § 70 LBO
	5 Promille

mindestens 150

	
	für Werbeanlagen oder soweit Baukosten nicht zugrunde gelegt werden können
	150-6.000

	
	Teilbaufreigabe
	150-1.000“


26.  Bei Nr. 34.5 werden die Ziffern 100-1.000 durch die Ziffern 150-2.500 ersetzt.
27.  Nr. 34.6 wird wie folgt gefasst:

	„34.6
	Einsicht in das Bauarchiv, das Baulastenverzeichnis und Bebauungspläne
	

	
	Bauakten
	12

	
	Baulastenverzeichnis
	10

	
	Statikunterlagen
	60

	
	Bebauungsplanauszug

	

	
	- bis Plangröße DIN A3, einschl. Textteil
	23

	
	- bis Plangröße DIN A4, einschl. Textteil
	15

	
	- nur Textteil
	3“


28.  Bei Nr. 34.8 wird in der letzten Zeile die Ziffer 100 durch die Ziffer 120 ersetzt.
29.  Nr. 34.9 wird wie folgt gefasst:

	„34.9
	Fliegende Bauten
	

	
	- Anzeige nach § 69 Abs. 1 Satz 1 LBO
	30

	
	- Gebrauchsabnahme oder Nachabnahme 

Fliegender Bauten nach § 69 Abs. 6 Satz 2 

oder Abs. 8 Satz 1 LBO
	120-1.000“


30.  Bei Nr. 34.10 wird die Ziffer 100 durch die Ziffer 120 ersetzt.
§ 3 
Diese Satzung tritt am 1.1.2010 in Kraft.
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